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den. Widerstand - in den ersten Jahren nach 1945 war er nicht selten - wurde regel­
mäßig gebrochen.

Als Ziel der KPD wurde die Vollendung der bürgerlich-demokratischen Revolution, 
die im Jahre 1848 begonnen habe, angegeben173. Diesem konnten die anderen Parteien 
grundsätzlich zustimmen, wenn sie auch über das, was getan werden mußte, oft anderer 
Meinung waren. Diese Übereinstimmung war indessen nur zeitbedingt. Die KPD sah in 
der Vollendung der bürgerlich-demokratischen Revolution nur eine Etappe im Zuge der 
objektiven Gesetzmäßigkeit der Geschichte, der als nächste mit Notwendigkeit die so­
zialistische Revolution folgen würde. Die anderen Parteien sahen dagegen in ihr ein Er­
eignis, das einigermaßen beständige Verhältnisse schaffen sollte. Dieser versteckte Dissens 
bestand auch bei Schaffung der Verfassung von 1949 fort.

Als die Alliierten auf der Konferenz von Potsdam (17. Juli bis 2. August 1945) be­
schlossen, dem deutschen Volke die Möglichkeit zu geben, sich darauf vorzubereiten, sein 
Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage wiederaufzubauen174, war in 
der SBZ die Entscheidung, wie diese Grundlage aussehen sollte, durch die Zulassung der 
politischen Parteien, ihren Zusammenschluß im antifaschistisch-demokratischen Block und 
die führende Rolle der KPD in ihm schon gefallen. Weil ausgeschlossen ist, daß die drei 
Westalliierten für Deutschland eine demokratische Grundlage schaffen wollten, die nur 
eine Etappe auf dem Wege zum Kommunismus-Sozialismus sein sollte, die sowjetische 
Besatzungsmacht aber, wie die KPD als ihre Partei schon am 25. Juni 1945 zu erkennen 
gegeben hatte, ausschließlich eine solche meinte, war auch das Potsdamer Abkommen mit 
einem versteckten Dissens belastet. Der Keim für die Spaltung Deutschlands war gelegt.

Ein entscheidender Schritt zur Etablierung der kommunistischen Vorherrschaft war die 
zwangsweise Vereinigung der SPD mit der KPD am 21. April 1946. Im Herbst 1948 und 
Anfang 1949 wurde die SED nach dem Vorbild der KPdSU zu einer marxistisch-lenini­
stischen Kampfpartei umgewandelt. Damit war nunmehr die Partei vorhanden, die in 
nicht allzu ferner Zukunft die staatsrechtlich verankerte Suprematie erhalten sollte.

Nach Bildung der SED und ihrer Umwandlung in eine marxistisch-leninistische Kampf­
partei wurden die CDU und die LDP gleichgeschaltet, indem die Vorstandsmitglieder, 
die eine selbständige Politik treiben wollten, von der SMAD abgesetzt und durch will­
fährige ersetzt wurden. Die Entwicklung des Parteienwesens wurde durch die Bildung 
zweier weiterer Parteien abgeschlossen, der National-Demokratischen Partei Deutsch­
lands (NDP) und der Demokratischen Bauernpartei Deutschlands (DBD). Beide wur­
den sofort Mitglied des antifaschistisch-demokratischen Blocks.

In den Block wurde nach einigen Auseinandersetzungen auch der Freie Deutsche Ge­
werkschaftsbund (FDGB) aufgenommen, der als einzige Gewerkschaftsorganisation auf 
Grund des Befehls Nr. 2 zugelassen worden war. Es war die erste Massenorganisation, 
der bald andere folgten: der Deutsche Kulturbund, gegründet als Kulturbund zur demo­
kratischen Erneuerung Deutschlands, die Freie Deutsche Jugend (FDJ), der Demokrati­
sche Frauenbund (DFB), die Vereinigung der gegenseitigen Bauernhilfe (VdgB) und an­
dere mehr.

Die nach den »objektiven« Gesetzen der Geschichte angeblich notwendige Revolution 
der Arbeiterklasse war also in der SBZ nicht das Werk des einheimischen Proletariats,
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